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§/Artikel/Anlage 

Art. 12 

Beachte 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens wird zu einem späteren Zeitpunkt kundgemacht. 

Text 

Artikel 12 

Gerichtshof 

(1) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Übereinkommens, die bilateral nicht beigelegt werden konnten, werden zunächst im Rat nach dem 
Verfahren des Titels VI des Vertrags über die Europäische Union mit dem Ziel ihrer Beilegung erörtert. 
Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht beigelegt, so kann der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften von einer Streitpartei befaßt werden. 

(2) Streitigkeiten in Bezug auf Artikel 1 – mit Ausnahme des Buchstabens c – und die Artikel 2, 3 
und 4 zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, die eine Frage des Gemeinschaftsrechts oder der finanziellen Interessen der 
Gemeinschaften betreffen oder an denen Mitglieder oder Beamte von Gemeinschaftsorganen oder von 
gemäß den Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften errichteten Einrichtungen beteiligt 
sind und die auf dem Verhandlungswege nicht beigelegt werden konnten, können von einer Streitpartei 
dem Gerichtshof vorgelegt werden. 

(3) Die Gerichte der Mitgliedstaaten können eine die Auslegung der Artikel 1 bis 4 und 12 bis 16 
betreffende Frage, die in einem vor ihnen anhängigen Rechtsstreit aufgeworfen wurde, an dem Mitglieder 
oder Beamte von Gemeinschaftsorganen oder von gemäß den Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften errichteten Einrichtungen beteiligt sind, die in Ausübung ihres Amtes gehandelt haben, 
dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorlegen, wenn sie diese Entscheidung zum Erlaß ihres Urteils 
für erforderlich halten. 

(4) Die Zuständigkeit des Gerichtshofs nach Absatz 3 ist daran gebunden, daß der betreffende 
Mitgliedstaat bei der Notifizierung nach Artikel 13 Absatz 2 oder zu einem späteren Zeitpunkt eine 
Erklärung abgibt, nach der er Entscheidungen des Gerichtshofs anerkennt. 

(5) Ein Mitgliedstaat, der eine Erklärung nach Absatz 4 abgibt, kann die Möglichkeit der Vorlage 
von Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof auf diejenigen seiner Gerichte beschränken, deren 
Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden 
können. 

(6) Die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaft und seine Geschäftsordnung 
finden Anwendung. Gemäß dieser Satzung können die Kommission sowie jeder Mitgliedstaat unabhängig 
davon, ob er eine Erklärung nach Absatz 4 abgegeben hat oder nicht, in Rechtssachen nach Absatz 3 beim 
Gerichtshof Schriftsätze einreichen oder schriftliche Erklärungen abgeben. 


